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Wie kann Demokratie gedeihen, wenn in der
Wirtschaft, die Teil demokratischer Gesellschaften sein
sollte, die gegenteiligen ,Werte“ vorherrschen?
Gnadenloser Egoismus ist so unaufloslich mit
okonomischem Handeln verknupft, dass die
Offentlichkeit ihn meist nicht mehr bemerkt. So
schwdchen viele Unternehmer durch Lohndrickerei
die Kaufkraft ithrer Angestellten, erwarten aber, dass
Beschiftigte anderer Unternehmen Kaufkraft genug
besitzen, um thre Produkte zu erwerben. Und mit



seinem Handelsbilanziiberschuss macht Deutschland
andere europdische Lander platt, denn ,Warst du nicht
arm, wadr ich nicht reich.”

Ein gespaltenes Bewusstsein oder
unzureichende Klarheit?

Deutschland hat aus den Widerspriichen der Kapitalverwertung
heraus einen sehr speziellen und hochst problematischen Weg
gewahlt, die Exportorientierung. Damit wird der Widerspruch
zwischen dem angeeigneten, aber noch nicht realisierten Mehrwert
und seiner stets gefahrdeten Realisierung durch das Absatzproblem
der erzeugten Waren uber die Auslandsnachfrage gelost. Es gentgt
ja nicht, kostengunstig eine Warenmenge zu produzieren. Erst,

wenn sie auch verkauft ist, wird der Kreislauf geschlossen.

Im Unterricht ware jetzt eine Reflexion tiber den widerspriichlichen
Doppelcharakter der Ware Arbeitskraft fallig, zum Beispiel mit
folgendem Gedankengang:

Autos kaufen keine Autos oder: Der Doppelcharakter der
Arbeitskraft

Einerseits ist die Arbeitskraft ein Kostenfaktor, den der
Unternehmer beziehungsweise die Unternehmerin minimieren
muss, um den Gewinn zu maximieren. Andererseits sorgen hohe
Gehalter auch fir eine kaufkraftige Nachfrage und garantieren so

den Absatz der erzeugten Waren.

Um es bildhaft auszudriicken:



Jedes Unternehmen hdtte gern seine Arbeitskrdfte so
billig wie moglich; aber die Arbeitskrdfte der anderen
Unternehmen sollten schon so viel Kaufkraft haben wie
moglich.

Oder, wie Ford es angeblich formuliert hat: ,Autos kaufen keine
Autos”. Oder in marxistischen Kategorien: Einerseits ist die Ware
Arbeit die Quelle fur den Mehrwert im Produktionsprozess,
andererseits muss der Kapitalist den Mehrwert, der in der Ware
steckt, dann auch realisieren, das heifst verkaufen. Und hier stofst er

bereits auf eine Schranke.
Der Exportiiberschuss ist eine Moglichkeit, sie zu durchbrechen.

Diese Moglichkeit nutzt kein anderer wirtschaftlich hoch
entwickelter Staat so extrem wie Deutschland, wie noch gezeigt
wird. Inzwischen steht Deutschland mit den Export- und
Leistungsbilanziiberschissen - 2014 mit 288 Milliarden Dollar -
einsam an der Weltspitze, seit der Jahrtausendwende mit erheblich
steigender Tendenz. Das hat aber fir das mehrheitliche
Bewusstsein der deutschen Bevolkerung sowie der meisten Politiker
und Verbandsfunktiondre bis hin zu vielen Gewerkschaftsfiihrungen

eine hochst ambivalente Auswirkung.

Denn die Losung fiir Deutschland ist gleichzeitig das
Problem der anderen Staaten. Dass es sich um eine
Politik auf Kosten und zu Lasten der Arbeitspldtze des
Auslands handelt, was in der klassischen
Volkswirtschaftslehre als ,,beggar-my-neighbour-
Politik* seinen Ausdruck findet, wird von unseren
Medien deshalb fast vollstandig beschwiegen.

Immerhin verstof3t unsere Regierung permanent gegen eigene
Gesetze, hier das ,Gesetz zur Forderung der Stabilitat und des
Wachstums der Wirtschaft (StabG)“ vom 8. Juni 1967, das als

Staatsziel immerhin die Verfolgung des Erreichens



aufsenwirtschaftlichen Gleichgewichts verlangt. Aber dieser Verstof$
scheint nicht einmal der Erwdhnung wert. Der Grund liegt schlicht
darin, dass unsere Arbeitslosigkeit in Deutschland, wiirde sie nicht
.exportiert®, dann vermutlich bei 13 Prozent statt bei 4 Prozent

liegen wirde, wie spater noch gezeigt wird.

Und so uberwiegt bei der deutschen Bevolkerung ein gewisser Stolz
- deutsche Wertarbeit ist auf der ganzen Welt sehr begehrt -,
wahrend im Ausland das Unverstandnis wachst, mit steigender
Tendenz. Wenn man allerdings bedenkt, mit welch katastrophalen
Auswirkungen deren Bevolkerung zum Teil zu kimpfen hat,
verwundert eher die bisherige Zurtckhaltung.

Obwohl die Bundesrepublik Deutschland in Europa bereits als
»Zuchtmeister” anderer Staaten gilt, weil sie anderen Staaten ihr
Austeritatsmodell aufzwingen will - und dies in Bezug auf
Griechenland in besonders zynischer Weise tut —, will man das in

der deutschen Bevolkerung nicht gerne horen.
Dennoch:

Dass die deutsche Bevolkerung infolge der
Exportorientierung zwangsldufig auf Kosten anderer
Lander lebt, weil jedes Land mit einem
Exportiiberschuss ein oder mehrere andere Lander als
»Partner“ benotigt, die ein Handelsdefizit aufweisen,
lasst sich sogar in der Schule leicht vermitteln.

Aber zwischen rationaler Erkenntnis und der Bereitschaft, dies

anzuprangern, klaffen doch Welten.

Denn dies zu dndern, wiirde nicht nur einen weitreichenden Bruch
mit der auch in Deutschland vorherrschenden neoliberalen
angebotsorientierten Wirtschaftspolitik erfordern, sondern die
Arbeitsplatzvorteile sehr sinnfallig in Frage stellen. Jedenfalls

solange keine Alternative angeboten wird, wie sie im Folgenden



dargestellt wird. Aber diese Alternative findet sich leider nur als
Minderheitenposition — wenn uberhaupt wahrgenommen - in der

offentlichen politischen Diskussion.

Wahrend Deutschlands Exportiiberschiisse also einen Rekord nach
dem anderen brechen, wiirde man sich in Deutschland in dieser
Hinsicht gerne mental einigeln und diesen wirtschaftlichen
Sonderstatus mit den einzigartigen Exportuberschissen still und
leise moglichst noch lange weiter geniefSen. Dass Deutschland auch
bei der Leistungsbilanz einsame Weltspitze ist, erfreut also
insgeheim Politiker, Unternehmen, Gewerkschaften, Medien und so
weiter, weil es ,Standortstirke® demonstriert und ,Wohlstand

sichert".

Der kabarettistische Ausspruch ,Ich weif$ gar nicht, was Angela
Merkel macht, aber das, was sie macht, macht sie gut* (Urban Priol)
karikiert ein scheinbar schizophrenes Bewusstsein der Wahler. Aber

so schizophren ist dieses Bewusstsein womoglich gar nicht.

Es konnte namlich auch ganz anders sein: dass namlich
die Menschen durchaus wissen oder zumindest ein
Gefiihl dafiir haben, dass diese Politik auf Kosten
anderer es eben auch verhindert, ,,dass es uns auch so
geht wie den Griechen, Spaniern* und so weiter.

Vielleicht ist es ja so, dass man es im Grunde weif$ oder zumindest
ahnt, dass der Exportiberschuss und das, was uns gegenuber
anderen Landern einen Vorsprung verschafft, nicht hauptsachlich
dem eigenen Erfindergeist und der nationalen Tuchtigkeit
zuzuschreiben ist, sondern einer knallharten Freihandelspolitik, die
auch vor der Einschrankung nationaler
Politikgestaltungsmoglichkeiten tber entsprechende Abkommen

und der Aushohlung von Rechtssystemen nicht Halt macht.

Ob das Ausmafs solcher Abkommen und die Tatsache, dass



Deutschland dabei zu den treibenden Kraften gehort, allerdings in
der breiten Offentlichkeit bekannt sind, darf doch bezweifelt

werden, macht allerdings die Aufklarung umso dringlicher:

Die in bilateralen Investitionsschutzabkommen verankerten
Schiedsgerichte zur Beilegung von Streitfallen zwischen
auslidndischen Unternehmen und nationalen Regierungen (ISDS)
sind nach Ansicht des EuGH unzulassig, schreibt das Umwelt-
Institut Miinchen am 6. Mérz 2018. Ahnliche Klauseln seien in fast

200 weiteren innereuropaischen Abkommen verankert. Und weiter:

,Die EU-Kommission fordert die Mitgliedsstaaten bereits seit Jahren
auf, die Bilateralen Investitionsschutzabkommen zu beenden, weil sie
sowohl unnatig als auch mit EU-Recht unvereinbar seien. Die

Bundesrepublik gehort zu den wenigen verbliebenen Verfechtern der

innereuropdischen Investitionsschutzabkommen.”

Dass das Bundesverfassungsgericht dafiir gesorgt hat, dass die
vorlaufige Inkraftsetzung des Freihandelsabkommens CETA in
Deutschland ohne die Investorenstreit-Verfahren erfolgen musste,
geht in eine dhnliche Richtung. Dabei ist die Inanspruchnahme von
ISDS durch Investoren seit den 1990er Jahren von einer kaum
merklichen Anzahl von Fallen auf etwa 70 Fille pro Jahr heute
deutlich gestiegen. Sieben der zehn Heimatldnder, deren Investoren
am haufigsten unter Investitionsabkommen klagen, sind

Mitgliedstaaten der Europaischen Union.

Das ins Bewusstsein zu heben oder gar zuzugeben, ware aber eher
peinlich, weshalb man im Grunde froh ist, wenn Angela Merkel und
andere das schmutzige Geschaft eher still und leise hinter den
Kulissen der EU und anderswo betreiben. Ein solches Gefiihl, wir
seien einigermafSen besser aus Finanz-, Euro- oder
Wirtschaftskrisen weggekommen als unsere Nachbarn, ist allerdings

kein tragendes Zukunftsgefihl!



HERBERT STORN

MIT DEMOKRATIE
ERNST MACHEN

FUr eine radikale
okonomische Aufklarung

o BUCHNER

Dieser Artikel erschien bereits auf www.rubikon.news.




Herbert Storn ist Mitglied im Landesvorstand der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) Hessen.
Fur diesen koordinierte er die Auseinandersetzungen um
die im Bundestag geplanten Gesetzesanderungen fir
OPP-Privatisierungen.

Dieses Werk ist unter einer Creative Commons-Lizenz (Namensnennung -
Nicht kommerziell - Keine Bearbeitungen 4.0 International
(https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de)) lizenziert.
Unter Einhaltung der Lizenzbedingungen drfen Sie es verbreiten und
vervielfaltigen.



https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de

	Retten wir die Demokratie!
	Für eine radikale ökonomische Aufklärung. Exklusivabdruck aus „Mit Demokratie ernst machen“.
	Ein gespaltenes Bewusstsein oder unzureichende Klarheit?


